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Hintergründe zum Änderungsverfahren 

• Verlust von rd. 4,3 ha gewerblicher Bauflächen im „Entenbad“ 

• Teilweise Kompensation durch Überplanung des Gebiets „Brombach-Ost“ 

 

• Einleitungsbeschluss gefasst  am 03.05.2017 

• Beschluss zur frühz. Beteiligung  am 03.05.2017 

• frühzeitige Beteiligung vom 18.08.2019 

 bis 20.09.2019 



Stellungnahmen der TöB 

Quelle: LUBW 

Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

RP Freiburg:  

Sofern die Belange des Natur- und Landschafts-

schutzes entsprechend der Rechtsvorgaben 

behandelt werden können, bestehen aus 

raumordnerischer Sicht keine Bedenken gegen die 

Änderung des Flächennutzungsplans. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Für die Genehmigungsfähigkeit der FNP-Änderung 

muss für diesen ein eigener Umweltbericht erstellt 

werden. 

Die Belange des Natur- und Landschafts-

schutzes wurden entsprechend bearbeitet. Zur 

Offenlage der FNP-Änderung wird ein eigener 

Umweltbericht vorgelegt. 

LRA Lörrach: 

Es wird empfohlen, im östlichen Bereich zur Wiese 

die Einschränkung für nur „nicht wesentlich 

störende Betriebe “ wegzulassen.  

Die Bereiche ohne Einschränkungen wären so 

klein, dass die Flächen sich nicht für ent-

sprechend störende Betriebe eignen würden. 

Eine weitere STN entspricht der STN des LRA im 

B‘Plan-Verfahren  wird dort behandelt 

Die übrigen Stellungnahmen waren lediglich zur Kenntnis zu nehmen. 



Änderungsentwurf des FNP 



Beschlussvorschlag 

1. Vom Bericht über die frühzeitigen Beteiligungsverfahren wird Kenntnis genommen. 
 
1. Der Oberzentrumsausschuss stimmt dem Entwurf mit Stand 03.09.2019 mit 

Begründung vom 03.09.2019 zu.  
 
1. Der Oberzentrumsausschuss beschließt gem. § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche 

Auslegung des Änderungsentwurfs des Flächennutzungsplans mit Begründung und 
der Anlagen sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB.  


